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2.  PLANUNGSRECHTLICHE  FESTSETZUNGEN 
 
2.1    Art der baulichen Nutzung  
       (§§ 1-15 BauNVO  +  § 9 BauGB) 
 
2.1.1  Gewerbegebiet – eingeschränkt 
  ( GEe § 8 BauNVO) 
 
  Einschränkungen entsprechend Abstandsliste 1990 
  (Siehe Anlage) 
 

Zulässig sind: 
 

 Gewerbliche Nutzungen nach Abstandsklasse VII der Abstands-
liste 1990. 

 
Ausnahmsweise zulässig sind: 

 
 Gewerbliche Nutzungen der Abstandsklasse VI der Abstandsliste 

1990, wenn durch eine Immissionsprognose eines anerkannten 
Sachverständigen der Nachweis erbracht wird, dass unzulässige 
Emissionen von der geplanten baulichen Nutzung nicht ausge-
hen bzw. unzulässige Immissionen in der Nachbarschaft nicht zu 
erwarten sind. 

 
 
2.1.2  Weitere Festsetzungen zu Ziffer 2.1.1 
   
  Einschränkungen der allgemeinen Zulässigkeit  

(§1 (5) BauNVO) 
 

 Schrottlagerplätze sind nicht zulässig. 
 

 Sonstige Lagerplätze sind nur zulässig, wenn sie in einem räum-
lichen Zusammenhang mit einem Gewerbebetrieb stehen. 

 
 Vergnügungsstätten sind nicht zulässig. 

 
 Anlagen für sportliche Zwecke sind nicht zulässig. 

 
 
2.2             Nebenanlagen 
            (§ 14 BauNVO und § 23 (5) BauNVO) 
 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) und (2) BauNVO sind auch au-
ßerhalb der ausgewiesenen Baufenster zulässig sofern sie nicht ande-
ren Festezungen des Bebauungsplanes sowie den örtlichen Bauvor-
schriften für den Geltungsbereich des Plangebietes entgegenstehen. 

 
 



2.3          Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 (1) Nr.1 BauGB) 
 

  Für den gesamten Geltungsbereich ist festgesetzt: 
 

 Grundflächenzahl 
 
 Geschossflächenzahl 

 
 
2.4          Bauweise 

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB + § 22 BauNVO) 
 

  Festgesetzt ist: 
 

>>abweichende Bauweise (a)<<  im Sinne der  >>offene Bauweise 
(o)<< wobei  Gebäudelängen über 50m zulässig sind.  
 

 
2.5  Höhe baulicher Anlagen 

(§ 16 (3) BauNVO) 
 

 Für den Bereich der Gewerbegebietsflächen gilt: 
 

Die maximalen Höhen möglicher baulicher Anlagen sind auf die im 
zeichnerischen Teil festgelegten Werte begrenzt. 

 
Zur Unterbringung von technischen Anlagen und Aufbauten dürfen die-
se Maße um 3.0 m überschritten werden. 

 
 
2.6     Grundstückzu - und - ausfahrten 
         

Für den Bereich der Gewerbegebietsflächen gilt: 
   

Die Baugrundstücke erhalten jeweils nur insgesamt maximal zwei Zu- 
bzw. Ausfahrten, über die sie zu erschließen sind.  

 
 
2.7        Flächen die von einer Bebauung freizuhalten sind 

         (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 
 

2.7.1    Sichtfelder 
 

An den Straßeneinmündungen sind aus Verkehrssicherheitsgründen 
die im Plan eingezeichneten Flächen (Sichtfelder) von jeder sichtbehin-
dernten Nutzung, Bepflanzung und von baulichen Anlagen, wie z.B. Ga-
ragen, Nebenanlagen, Einfriedungen, Stellplätzen, Aufschüttungen von 
mehr als 0,80 m Höhe, über Fahrbahnoberkante, freizuhalten. 
 



2.7.2   Leitungsrechte 
   

Die hierfür im Bebauungsplan (zeichnerischer Teil) ausgewiesenen Flä-
chen dienen der Errichtung, Einlegung sowie dem  Betreiben und Un-
terhalten,  von Ver- und Entsorgungsleitungen zu Gunsten der Gemein-
de und der jeweiligen Ver – und Entsorgungsträger. 

 
Für nachträgliche Pflanzungen von Bäumen und Sträuchern, im Bereich 
von Leitungstrassen, ist die Ziffer 3.2 des “Merkblattes über Baum-
standorte und unterirdischen Ver- und Entsorgungsanlagen- Ausgabe 
1988“ zu beachten. 

 
 

2.8  Besondere Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
        Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

            (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 
 
2.8.1            Beleuchtung  
  

Außenleuchten sind mit insektenverträglichen Natriumdampf-
Niederdrucklampen auszustatten. 

 
 
2.8.2           Schonender Umgang mit Grund und Boden 
 

Der Oberboden und der kulturfähige Unterboden sind bei Erdarbeiten 
getrennt auszubauen, zu sichern und  soweit für die gärtnerische Ges-
taltung der Grundstücke notwendig, sachgerecht zu lagern, Nach Ab-
schluss der Bauarbeiten sind Unter- und Oberboden wieder lagenweise 
auf den Baugrundstücken aufzubringen. 
DIN 18920 ist zum Schutz der Vegetationsflächen anzuwenden. 

 
Im Bereich der Auftragsstellen ist der Oberboden vorher abzuschieben 
und nach Auftrag des kulturfähigen Unterbodens wieder sachgerecht 
aufzutragen. 

 
 

2.8.3            Überdachung für Flächen mit möglichen  
          Gefährdungspotentialen  
 

Bereiche auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, 
sind zu überdachen. Das Regenwasser aus diesen Dachflächen muss 
separat zum Regenwasserkanal abgeleitet werden. 
Ableitungen aus Flächen, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen 
umgegangen wird, sind an den Schmutzwasserkanal anzuschließen. 
 

 
 
 



2.9  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur  
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 (1) Nr. 14, 20 und 25a BauGB) 
 
Allgemein gilt: 
 
Durch Bepflanzungen dürfen die im Bebauungsplan (zeichnerischer 
Teil) eingetragenen Sichtfelder nicht beeinträchtigt werden 

 
 
2.9.1  Pflanzenfestsetzung PFF 1 >> privat << 
 

Ortsrandeingrünung 
Die im Plan dargestellten Flächen sind mit heimischen, standortgerech-
ten Bäumen und Sträucher zu bepflanzen, zu unterhalten und bei Be-
darf zu erneuern. 

 
 

2.10  Herstellen der Verkehrsflächen 
(§ 9 (1) Nr. 26 BauGB) 
 
Notwendige Aufschüttungen und Abgrabungen, soweit sie zur Herstel-
lung der Straßenkörper erforderlich sind, sind von den angrenzenden 
Grundstückeigentümern zu dulden. 
 
Zur Herstellung des Straßenkörpers sind, in den an öffentlichen Ver-
kehrsflächen angrenzenden Grundstücken, unterirdischen Stützbau-
werke entlang den Grundstücken, mit einer Breite von ca. 0,2 m und ei-
ner Tiefe von ca. 0.5 m, zu dulden. 

 
 
 
3.            NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME,  
  DENKMALSCHUTZ 

(§ 9 (6) BauGB i.V. mit DSchG) 
 
3.1  Archäologische Denkmalpflege 
 

(§ 20 Denkmalschutzgesetz   - DSchG-) 
Nach § 20 des Denkmalschutzgesetztes (zufällige Funde) ist das Re-
gierungspräsidium Freiburg, Ref. 25, Fachbereich Archäologische 
Denkmalpflege, 79083 Freiburg, Tel.:0761/208-3570  Fax: 0761/208-
3599  unverzüglich zu benachrichtigen ist, falls Bodenfunde bei Erdar-
beiten in diesem Gebiet zutage treten. Auch ist die Archäologische 
Denkmalpflege hinzuzuziehen, wenn Bildstöcke, Wegkreuze, alte 
Grenzsteine oder ähnliches von den Baumaßnahmen betroffen sein 
sollten. 
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